
brauch macht. Ist das der Fall, darf der Eigentümer 
den Vertrag nur mit ihm abschließen. Ist unter Nicht­
beachtung eines V. ein anderer Erwerber als Eigen­
tümer in das Grundbuch eingetragen worden, kann 
der V.berechtigte von diesem die Übertragung des 
Eigentums verlangen, sofern nicht mehr als ein Mo­
nat nach Kenntnisnahme vom Verkauf oder nicht 
mehr als ein Jahr seit dem Verkauf vergangen ist 
(§§ 306-309 ZGB). Ähnliche Regelungen gelten für 
die Ausübung des V. bei beweglichen Sachen, die in 
Miteigentum stehen (§39 ZGB). Das ? Vorer­
werbsrecht des Staates wird weder durch das gesetz­
liche V. der LPG an einem Eigenheim noch durch 
ein vertragliches V. an einem Grundstück ausge­
schlossen (§28 Abs.3 LPG-Gesetz; §306 Abs. 2 
ZGB).

Vorladung / gerichtliche Ladung

vorläufige Festnahme / Festnahme

Vormundschaft - staatliche Maßnahme zum Schutz 
Minderjähriger, für die niemand das elterliche / Er­
ziehungsrecht hat, und zum Schutz von durch ge­
richtliche Entscheidung entmündigten volljährigen 
Bürgern (§§ 88, 98 FGB). Die V. über Minderjährige 
betrifft Kinder und Jugendliche bis zur Vollendung 
des 18. Lebensjahres. Sie wird von den Organen der 
/ Jugendhilfe des Rates des Kreises (Stadtkreises, 
Stadtbezirks) angeordnet, wenn die Eltern verstor­
ben, unbekannt oder nicht zu ermitteln sind oder 
wenn sie das Erziehungsrecht aus anderen Gründen 
nicht ausüben können (z. B. wegen eigener Minder­
jährigkeit oder weil es ihnen durch gerichtliche Ent­
scheidung entzogen wurde). Die V. über Minderjäh­
rige soll - neben anderen Maßnahmen - den Lebens­
weg elternloser bzw. familiengelöster Kinder, ihre 
Erziehung und Entwicklung möglichst in der Obhut 
einer Familie sichern. Sie gewährleistet, daß die Auf­
gaben, Rechte und Pflichten, die sonst den / Erzie­
hungsberechtigten zukommen, auch in diesen Fällen 
wahrgenommen werden. Das Referat Jugendhilfe 
bestellt einen Vormund, der sich um die Erziehung, 
Betreuung und Beaufsichtigung des Kindes - in der 
Regel in seiner eigenen Familie - zu kümmern hat, 
aber auch andere Bürger mit bestimmten Aufgaben 
betrauen oder im begründeten Fall eine Heimerzie­
hung vereinbaren kann. Der Vormund hat als '/ ge­
setzlicher Vertreter die Interessen des Minderjähri­
gen wahrzunehmen und dessen Vermögen zu ver­
walten. Aus seiner Funktion erwächst ihm keine Un­
terhaltspflicht für das Kind oder den Jugendlichen. 
Als Vormund kann bestellt werden, wer durch erzie­
herische Fähigkeiten und eigenes Vorbild in der La­
ge ist, die elterliche Erziehung zu ersetzen. In erster 
Linie kommen dabei Verwandte oder Bürger aus 
dem engeren Lebenskreis des Minderjährigen in Be­
tracht. Der Vormund hat mit allen an der Erziehung 
beteiligten Kräften zusammenzuarbeiten. Er wird 
vom Organ der Jugendhilfe an^eleitet, wobei ihn die 
Jugendhilfekommission unmittelbar berät und be­
aufsichtigt.
Die V. über Entmündigte wird vom / Staatlichen
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Notariat angeordnet, wenn das die ? Entmündigung 
aussprechende / Urteil rechtskräftig geworden ist. 
Eine vorläufige V. kann für die Dauer des Entmün­
digungsverfahrens angeordnet werden, wenn eine 
erhebliche Gefährdung der Person oder des Vermö­
gens des Kranken oder seiner Familie bereits vor Ab­
schluß des Verfahrens abgewendet werden muß (§99 
FGB). Der vom Staatlichen Notariat bestellte Vor­
mund hat sich als gesetzlicher Vertreter um das per­
sönliche Wohl des Entmündigten zu kümmern und 
dessen Vermögen zu verwalten. Anleitung und Kon­
trolle obliegen dem Staatlichen Notariat.
Das Organ der Jugendhilfe bzw. das Staatliche Nota­
riat kann in besonders begründeten Fällen die V. 
selbst führen. Die V. endet, wenn das Kind volljäh­
rig wird bzw. wenn die Voraussetzungen für die V. 
wegfallen (z. B. wenn die Eltern das Erziehungsrecht 
wieder selbst ausüben können), wenn der Entmün­
digte verstirbt oder die Entmündigung rechtskräftig 
wieder aufgehoben wird.

Vorsatz - Art der / Schuld, für die die bewußte Ent­
scheidung zu einer Rechtspflichtverletzung, zur Her­
beiführung eines Schadens oder zu einer in einem 
Strafgesetz bezeichneten Straftat kennzeichnend 
ist. Der V. ist die schwerste Art der Schuld. Er offen­
bart einen offenen und direkten Gegensatz des 
Rechtsverletzers bzw. Straftäters zu den vom soziali­
stischen Recht geschützten gesellschaftlichen Ver­
hältnissen und den grundlegenden rechtlichen An­
forderungen an das soziale Verhalten der Menschen. 
Sein Ziel ist die Realisierung einer im Tatbestand 
einer Rechtsnorm beschriebenen sozial negativen, 
rechtswidrigen Handlung.
Je nach den vom jeweiligen Rechtszweig geregelten 
gesellschaftlichen Verhältnissen sowie den von ihm 
geschützten Objekten und ihrer Spezifik ist der V. 
z. B. arbeitsrechtlich, strafrechtlich, zivilrechtlich re­
levant und in den Normen des jeweiligen Rechts­
zweiges ausdrücklich definiert. Zu unterscheiden ist 
- als Graduierung der Schuldschwere - der unbeding­
te und der bedingte V. Im Strafrecht z.B. handelt 
vorsätzlich, wer sich zu der im gesetzlichen Tatbe­
stand bezeichneten Tat (z. B. / Diebstahl, /* Mord) 
bewußt entscheidet (unbedingter V., §6 Abs. 1 
StGB). Vorsätzlich handelt auch, wer zwar die Ver­
wirklichung der im gesetzlichen Tatbestand bezeich­
neten Tat nicht anstrebt, sich jedoch bei seiner Ent­
scheidung zum Handeln bewußt damit abfindet, daß 
er diese Tat verwirklichen könnte (bedingter V., § 6 
Abs. 2 StGB).
Im Bereich des Arbeitsrechts handelt vorsätzlich, 
wer seine Arbeitspflichten bewußt verletzt bzw. das 
sozialistische Eigentum bewußt schädigt (unbeding­
ter V.) oder sich mit diesen Folgen seines Handelns 
bewußt abfindet (bedingter V., §252 Abs. 4 AGB). 
Ganz ähnlich formuliert §333 Abs. 2 ZGB für das 
Gebiet des Zivilrechts, daß ein Bürger vorsätzlich 
handelt, der den Schaden bewußt herbeiführt (unbe­
dingter V.) oder sich bewußt damit abfindet, daß als
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